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Beklagte und Revisionsbeklagteo

Der 5° Senat des Bundessozialgerichts hat am 25° April

1969 ohne mündliche Verhandlung durch

Bundesrichter Dr„ K r e b s
— Vorsitzender —9

Bundesrichter S p i e l m e y e r und

Bundesrichter Schroeder—frintzen,
Bundessozialrichter Dro S o h m i d t und

Bunäessozialrichter R ü b s t e c k

für Recht erkannt;

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des
Landessoziälgerichts Berlin vom 230 März 1966 aufge—

hoben° '

Der Rechtsstreit wird zur neuen Verhandlung und lut—

scheidung an das Landessozialgericht zurückverwieseno
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Der Kläger? der in den Niederlanden wohnt und seit

1957 von der beklagten Bundesversicherung anstalt

für Angestellte eine Versichertenrente bezieht9

fordert zu seiner in den Niederlanden bestehenden

freiwilligen Krankenversichcrung einen Beitrag°—
zuschuß nach @ 381 Abs° 4 der Reichsversicherungs—

ordnung (EVO)O

Er ist seit 1956 mit seiner Ehefrau Mitglied eines

privaten niederländischen Krankenversicherungsuntcr-

nehmens (“Nederlandsch Ziekenhuisverplegingsfonds

Nezifo")o Seinen Antrag vom 180 Januar 1959 auf Ge—
währung eines Beitragszuschusses lehnte die Beklagte

mit Bescheid vom 13° Februar.1961 ab‚ weil das Ver—
sicherungsunternehmen seinen Sitz nicht im Geltungs—

bereich der BVG habeo

Das Sozialgericht (sd) Berlin hat der Klage stattge—>
geben und die Beklagte zur Zahlung des Beitragszuschusses

ab 1° Januar 1959 verurteilt (Urteil vom 270 November
1963)° Die Berufung der Beklagten hatte Erfolg0 Nach

Ansicht des Landessozialgerichts (LSG) Berlin begründet
die genannte Vorschrift (@ 381 Abs° 4 RVG) keinen An—
spruch auf einen Beitragszuschuß9 wenn die freiwillige

Krankenversicherung bei einem ausländischen Ver—
sicherungsunternehmen mit Sitz im Ausland bestehto

Die Frage? ob die vom Kläger abgeschlossene Kranken—

versicherung ■m1vollen Versicherungsschutz gewährt
(Vollversicherung) oder nur eine Teilversicherung ist?

für die kein Anspruch auf Beitragszuschuß besteht

(vglo BSG 239 42)9_hat das LSG nicht abschließend
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geprüft° Nach seinen Feststellungen "hat der Kläger

für sich und seine Ehefrau einen Vertrag zu Tarifen

für folgende Leistungen abgeschlossen: Krankenhaus—

verpflsgung und Nebenkosten (A 3)9 klinisch—spezi■listie
‚sche Hilfe eine hließlioh Laboratoriumsuntersuohung9

Rö■tgsnunterguchungé Röntgen— und Radiumbestrahlung
und Bluttransfusion bis zu bestimmten Höchstsätzen

(B b 5)‚ Krankentransport bei Krankenhaus— und
Senatoriumsaufenthalt (C)9 Zusatzversicherung für

Verpflegung und Behandlung in der niedrigsten und

in der höchsten Tarifklasse eines Krankenhauses

(F 2 b)? Kosten für Hausarztbesuche, Medikamente‚

polikliniSche Hilfe durch Spezialisten und für

Zahnarztbehandlung (H 2 c d09pelt)„" Die Prämie

von nur 18924 Gulden monatlich spreche für eine Teil—

versicherung (Urteil vom 25° März 1966? dem Kläger

in den Niederlanden am 14° Juli 1966 zugestellt)o

Gegen dieses Urteil hat der Kläger durch einen zuge—
lassenen Prozeßbevollmächtigten am 110 Oktober 1966
Revision eingelegt und diese am 100 November 1966 be—

gründeto Er beantragt?

das Urteil des LSG Berlin vom 250 März
1966 eufzuheben und die Berufung der
Beklagten gegen das Urteil des SG Berlin

vom 27o November 1963 zurückweiseno

Die Beklagte beantragt‚

die Revision zurückzuweiseno

Sie hält die Revision auch nach dem Urteil des Senats

vom 23° August 19679 das einem ebenfalls in den Nieder—

landen wohnenden Rentner den Beitragszuschuß zugesprochen
hat (BSG 27‚'129)„ mangels einer Vollversicherung des

Klägers für unbegründet>

Die.Beteiligten haben einer Entscheidung ohne mündliche

Verhandlung zugestimmto
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Die Revision des Klägers ist rechtzeitig eingelegt

worden; 5 87 Abs° 1 Satz 2 des Sozialgerichtsgesetze3»

—SGG—9der die Klagefrist bei Zustellung des Ver—

waltungsakts im Ausland auf drei Monate verlängert‚

ist im Revisionsverfahren entsprechend anzuwenden

(SozRNr° 42 zu 5 164 see)° ‘ —

Die Revision ist auch begründete

Wie der Senat in dem Urteil vom 23° August 1967

‚(BSG27‚ 129) entschiedenhat, steht demAnspruch
eines Rentners auf einen Beitragszuschuß zu seiner

freiwilligen Krankenversicherung nicht entgegen?

daß das private Versicherungsuhternehmen‚ bei dem er
‘versichert ist‚ seinen Sitz nicht im Inland hat und

nicht der deutschen Versicherungsaufsicht unterliegt°

Wie in dem genannten Urtei_ weiter ausgeführt ist?
scLließt auch der Aufenthalt eines Rentners in den

Niederlanden die Zahlung des Beitragszuschusses
nach dem deutsch—niederländischen Sozialversicherungs—

abkommenvom29„ März 1951nicht ausoDemKläger kann
deshalb der beanspruchte Beitragszuschuß nicit aus
den im Verwaltungsakt der Beklagten und den im

angefochtenen Urteil genannten Rechtsgrunden versagt

werden() Ob ein Anspruch darauf aus anderen.Gründen

nicht besteht, insbesondere weil die private hranken—

versicherung des Klägers keine Vollversicherung im

Sinne des Urteils vom 280 April 1965 (BSG 239 42)
ist? kann der Senat mangels ausreichender tatsächlicher

Feststellungen nicht abschließend entscheideno
Die Ausführungen des LSG über die dem Kläger nach

der Bescheinigung vom 27° September 1961 zustehenden
Versicherungsleistungen (außer stationärer Eehandlung

auch "Kosten für Hausarztbesuche, Medikamente9
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poliklinische Hilfe durch Spezialisten und für Zahnarzt—

behandlung") sprechen eher dafür? daß jedenfalls zur Zeit

der Ausstellung der Bescheinigung eine Vollversicherung

bestanden hat? mag auch die monatliche‘Versicherungsprämie

damals verhältnismäßig niedrig gewesen seine Die vom

Kläger in der‚Revisionsinstanz nachgereichten Unterlagen

betreffen die Zeit ab 1968 und sind deshalb auch zur

Verdeutlichung der vom LSG getroffenen Festrtellungen

nicht verbendbaro Im übrigen muß sich die Entscheidung

des Senats auf die Zeit bis zum Erlaß des Berufungs—

urteils beschränkeno Da mithin die Frage? ob für den

Kläger eine Voll— oder Teilversicherung bestanden hat‚

nach den vorliegenden Feststellungen noch nicht ent—

scheidung reif ist? muß der Rechtsstreit zur neuen Ver—
handlung und Entscheidung an die Vorinstanz zurückver—

wiesen werdeno Das LSG wird dabei auch weitere Zeiträume und

die seit dem 1° Januar 1968 durch das Finanzänderungs—

gesetz vom210Dezember1967 (BGBlI‚ 1259) eingetretene
Rechtsänderung berücksichtigen könneno

Die abschließende Kostenentscheidung bleibt dem LSG
überlasseno
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